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TOP 55a: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Richtlinie 2013/36/EU im Hinblick auf von der 
Anwendung ausgenommene Unternehmen, Finanzholdinggesell-
schaften, gemischte Finanzholdinggesellschaften, Vergütung, Auf-
sichtsmaßnahmen und -befugnisse und Kapitalerhaltungsmaßnahmen 

COM(2016) 854 final; Ratsdok. 14776/16 

Drucksache: 38/17 und zu 38/17 

Der vorliegende Richtlinienvorschlag ist Teil des Reformpakets zur weiteren Stär-
kung der Widerstandsfähigkeit der EU-Banken, das die Kommission am 23. No-
vember 2016 vorgelegt hat. Das Paket umfasst neben dem Richtlinienvorschlag 
einen weiteren Richtlinienvorschlag und zwei Verordnungsvorschläge, welche noch 
bestehende Schwachstellen im Regulierungsrahmen für Finanzdienstleistungen 
beheben und damit die Widerstandsfähigkeit des europäischen Bankensystems 
weiter stärken sollen. Gleichzeitig soll der bestehende Rechtsrahmen an aktuelle 
internationale Vereinbarungen im Bankensektor angepasst werden, insbesondere an 
Beschlüsse des Basler Ausschusses für Bankenaufsicht und des Rates für 
Finanzstabilität. 

Der Vorschlag zur Änderung der sogenannten Eigenkapitalrichtlinie (Richtlinie 
2013/36/EU - CRD) aus dem Jahr 2013 betrifft primär die Eigenkapitalanforde-
rungen von Finanzinstituten und zielt darauf, die bestehenden Regelungen nach dem 
Prinzip der Verhältnismäßigkeit stärker an die Größe und das Geschäftsmodell der 
Institute anzupassen. Folgende Änderungen werden vorgeschlagen: 

- Neudefinition der von der Anwendung der Richtlinie ausgenommenen Ei-
richtungen; 

- Präzisierung der Bedingungen für zusätzliche Eigenmittelanforderungen und -
empfehlungen durch die zuständigen Behörden; 

- Beschränkung bei der Auferlegung zusätzlicher Berichts- und Offenlegungs-
pflichten durch die zuständigen Behörden; 

- Beschränkung der aufsichtlichen Überprüfung und Bewertung (SREP) von zu-
ständigen Aufsichtsbehörden auf mikroprudenzielle Zwecke (um nicht Maß-
nahmen auf makroprudenzieller Ebene zu untergraben); 
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- Einführung eines geänderten Rahmens für die Erfassung des Zinsänderungs-
risikos; 

- Regulierung von Finanzholdinggesellschaften und gemischten Finanzholding-
gesellschaften in den Aspekten Zulassung, Aufsicht und Verantwortung; 

- Verpflichtung zur Schaffung von zwischengeschalteten EU-Mutterunter-
nehmen, wenn mindestens zwei in der EU niedergelassene Institute demselben 
Mutterunternehmen in einem Drittstaat angehören; 

- Einführung einer Ausnahmeregelung für kleine und nicht komplexe Finanz-
institute bei den Vergütungsbestimmungen. 

Bei der Neudefinition der von der Anwendung der Richtlinie ausgenommenen Ein-
richtungen sollen namentlich einige Finanzinstitute mit Sitz in den Niederlanden 
und Kroatien ergänzt werden. Für Deutschland werden in der bestehenden Richt-
linie 2013/36/EU die "Kreditanstalt für Wiederaufbau", Organe der staatlichen 
Wohnungspolitik und Unternehmen, die als gemeinnützige Wohnungsunternehmen 
anerkannt sind, als von der Richtlinie ausgenommene Institute genannt. Als 
Ergänzung der direkt in der Richtlinie namentlich gelisteten Ausnahmen schlägt die 
Kommission nun eine Liste mit Kriterien vor, auf deren Grundlage weitere Institute 
von der Anwendung ausgenommen werden können. Entspricht ein Institut allen 
Anforderungen des Kriterienkatalogs, soll die Kommission in Form eines dele-
gierten Rechtsaktes die Ausnahme feststellen können. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 38/1/17 ersichtlich. 


